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Zwanzigster Bericht nach § 35 des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes zur Überprüfung der Bedarfssätze, Freibeträge sowie
Vomhundertsätze und Höchstbeträge nach § 21 Absatz 2

Drucksache: 43/14

I. Zum Inhalt

Die zur Berechnung von Leistungen nach dem Bundesausbildungs-
förderungsgesetz (BAföG) maßgebenden Beträge sind alle zwei Jahre zu
überprüfen und gegebenenfalls neu festzusetzen. Dabei ist der Entwicklung der
Einkommensverhältnisse und der Vermögensbildung, den Veränderungen der
Lebenshaltungskosten sowie der finanzwirtschaftlichen Entwicklung Rechnung
zu tragen. Hierzu hat die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag und dem
Bundesrat den vorliegenden Bericht für die Jahre 2010 bis 2012 zugeleitet.

Die bereits im letzten Berichtszeitraum beobachteten Auswirkungen der 22. und
23. Gesetzesnovelle haben sich im aktuellen Berichtszeitraum fortgesetzt. Die
Ausgaben von Bund und Ländern sind um fast 18 Prozent auf 3,34 Milliarden
Euro gesteigert worden. Die jahresdurchschnittlichen Gefördertenzahlen sind
insgesamt um acht Prozent bei den Studierenden sogar um 14 Prozent
gestiegen. Die durchschnittlichen monatlichen Fördersätze sind bei den
Schülern um 12,3 Prozent auf 401 Euro, bei den Studierenden um 2,8 Prozent
auf 448 Euro gestiegen.

Auch die positive Entwicklung im Bereich der Auslandsförderung hat sich im
aktuellen Berichtszeitraum fortgesetzt: Insgesamt wurden mit im Jahr 2012 fast
54 000 im Ausland geförderten Auszubildenden rund 24 Prozent mehr Personen
gefördert als noch 2010 (über 43 000).

Bei der Bedarfsermittlung hält die Bundesregierung an der seit Mitte der 1970er
Jahre geübten Methode fest, die geltenden Bedarfssätze in regelmäßigen
Abständen unter Berücksichtigung der Veränderungen der
Lebenshaltungskosten, der Einkommensverhältnisse, des Konsumverhaltens,
der finanzwirtschaftlichen Entwicklung und anderer auf Bedarfsdeckung
zielender Sozialleistungen zu überprüfen.

Zur Bedarfsermittlung führt das Deutsche Studentenwerk (DSW) – gefördert
von der Bundesregierung – in regelmäßigen Abständen Erhebungen durch. Die
ermittelten durchschnittlichen Kosten belaufen sich hiernach für 2012 auf
794 Euro (2009: 757 Euro). In der Zusammenschau aller Ergebnisse ist von
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einem weiteren moderaten Anstieg der Lebenshaltungskosten auch bei
Studierenden auszugehen.

Die im Bericht dargestellte positive Entwicklung der Fördersätze, Freibeträge
und Gefördertenzahlen belegt, dass das für eine breite Bildungsbeteiligung
unverzichtbare Vertrauen in die Verlässlichkeit der staatlichen
Ausbildungsförderung mit den letzten Anpassungsgesetzen gestärkt werden
konnte. Allerdings gibt der im Studierendenbereich zum Ende des
Berichtszeitraums sichtbar gewordene leichte Rückgang sowohl der
Gefördertenquote als auch des durchschnittlichen monatlichen
Förderungsbetrags umso mehr Anlass, in Abwägung zur finanzwirtschaftlichen
Gesamtentwicklung und dem Erfordernis der Haushaltskonsolidierung den
hohen Stellenwert einer auch künftig nachhaltigen Verlässlichkeit staatlicher
Ausbildungsförderung zu wahren.

Der Bericht zeigt, dass die Weiterentwicklung des BAföG notwendig ist. Die
Bundesregierung kündigt an, die dafür notwendigen Gespräche unmittelbar
aufzunehmen.

Der Beirat für Ausbildungsförderung hat in seiner Stellungnahme zu dem
Bericht die positiven Entwicklungen begrüßt und nimmt die schlussfolgernde
Einschätzung der Bundesregierung, dass "die Weiterentwicklung des BAföG
notwendig ist" und dass die Bundesregierung "die dafür notwendigen Gesprä-
che unmittelbar aufnehmen wird", zur Kenntnis.'

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Kulturfragen, der Ausschuss für Frauen
und Jugend, der Ausschuss für Familie und Senioren sowie der
Finanzausschuss empfehlen dem Bundesrat, den Bericht zur Kenntnis zu
nehmen.


